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Gesetz zur Änderung des Naturschutzgesetzes und des
Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes 

Literatur:

• Probiene: 
https://volksbegehren-artenschutz.de/wp-content/uploads/2019/05/Gesetzenwurf_Artenschutz_BW.pdf

• Bundesnaturschutzgesetz: http://www.gesetze-im-internet.de/bnatschg_2009/index.html

• Landesnaturschutzgesetz:      http://www.landesrecht-bw.de/  

• Gegenüberstellung Landes- vs Bundesnaturschutzgesetz: https://fachdokumente.lubw.baden-
wuerttemberg.de/

• Aktionsprogramm Insektenschutz der Bundesregierung/Umweltministerium: 
https://www.bmu.de/publikation/aktionsprogramm-insektenschutz/
Die Kurzfassung des Maßnahmenkatalogs ist im Anhang beigefügt.

Bemerkung:

Text : probiene

Text: Landesrecht

Text: Bundesrecht (BNatSchG)

Text: Identische Texte

Text: Aktionsprogramm

Vorschlag von probiene:

A. Zielsetzung 
Durch das Änderungsgesetz werden im Naturschutzgesetz (NatSchG) sowie im 
Landwirtschafts- und Landeskulturgesetz (LLG) notwendige Ergänzungen und 
Anpassungen vorgenommen, mit welchen die Sicherung der Vielfalt an Tier- und 
Pflanzenarten in Baden-Württemberg gewährleistet werden soll. Dazu wird das 
Ziel, die Vielfalt der Arten innerhalb der Landesgrenzen des Landes Baden-
Württemberg zu schützen, in Gesetzesform eingeführt. Um dieses Ziel zu 
erreichen, wird der Einsatz von Pestiziden (Pflanzenschutzmittel und Biozide) 
auf bestimmten Schutzflächen neu geregelt. Zusätzlich werden Änderungen im 
Landwirtschafts- und Landeskulturgesetz vorgenommen, um sicherzustellen, dass 
auf land- und forstwirtschaftlich genutzten Flächen das verbindliche Ziel des 
Artenschutzes nicht durch den Einsatz von Pestiziden konterkariert und vermehrt 
die Artenvielfalt unterstützende ökologische Landwirtschaft betrieben 
wird. Die Reduktion des Pestizideinsatzes wird als gesetzlich formuliertes Ziel 
manifestiert. Des Weiteren wird die Pflicht des Landes zu einer besseren und 
transparenten Dokumentation der erreichten Fortschritte festgeschrieben. 

B. Wesentlicher Inhalt 
Der Gesetzentwurf hat zum Ziel die Artenvielfalt zu stärken, welches durch 
folgende Inhalte erreicht werden soll: 
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• Stärkung des Ziels, dem Rückgang der Artenvielfalt in Flora und Fauna 
und dem Verlust von Lebensräumen entgegenzuwirken sowie die Entwicklung 
der Arten und deren Lebensräume zu befördern als Regelungsgegenstand 
(Artikel 1 Nummer 1) 
• Bessere Verankerung des Ziels, die Artenvielfalt zu schützen, in den 
einschlägigen Bildungs- und Ausbildungsangeboten öffentlicher Träger 
(Artikel 1 Nummer 2) 
• Wirksamer Schutz des Biotopverbundes durch flächendeckende planerische 
Sicherung (Artikel 1 Nummer 3) 
• Schutz für extensiv genutzte Obstbaumwiesen, Obstbaumweiden und 
Obstbaumäcker mit hochwachsenden Obstbäumen (Streuobstbestände) (Artikel 1
Nummer 4) 
• Verbot von Pestiziden auf naturschutzrechtlich besonders geschützten 
Flächen, bei klar definierten Ausnahmen (Artikel 1 Nummer 5) 
• Einforderung geeigneter Maßnahmen, um den Anteil der ökologischen 
Landwirtschaft auf der landwirtschaftlich genutzten Fläche in Baden-
Württemberg bis 2035 schrittweise auf 50 Prozent anzuheben sowie 
Umstellung landeseigener Landwirtschaftsbetriebe auf ökologische 
Landwirtschaft (Artikel 2) 
• Verpflichtung zur Erarbeitung einer Strategie bis 1. Januar 2022 zur 
Reduktion des Pestizideinsatzes um 50 Prozent bis zum Jahr 2025 
(Artikel 2) 

C. Alternativen 

Zu den vorgelegten Änderungen bestehen keine Alternativen. 
 
D. Wesentliche Ergebnisse der Regelungsfolgenabschätzung und 
Nachhaltigkeitsprüfung 

Bei den vorgelegten Änderungen handelt es sich um notwendige Ergänzungen und 
Anpassungen bestehender Gesetze, um das Artensterben in Baden-Württemberg 
aufzuhalten und die Artenvielfalt zu stärken. Die Neufassungen von §7, §22, 
§33a, und §34 NatSchG sowie von §2 LLG dienen der Erfüllung der im neu gefassten
§1a NatSchG gestärkten Zielsetzung der Sicherung von Artenvielfalt. Die 
Reduktion von Pestizideinsätzen und der Ausbau ökologischer Landwirtschaft 
stehen erwiesenermaßen in direktem Zusammenhang mit der Verbesserung der 
Artenvielfalt. Da deren Sicherstellung und Förderung wiederum 
Abstimmungsgegenstand des beantragten Volksbegehrens ist, ergibt sich der Bedarf
der genannten Gesetzesänderungen daraus. Die Anpassungen in Aus- und 
Weiterbildung scheinen als notwendige Voraussetzung, um alle Beteiligten besser 
auf die genannten Änderungen vorzubereiten. Insofern sind diese wesentlichen 
Veränderungen als im Sinne der Zielerreichung angemessen zu bewerten. 

Die Änderungen führen nicht zu zwangsläufigen finanziellen Mehrbelastungen für 
öffentliche oder private Haushalte. Die Regelungsfolgen des Änderungsgesetzes 
werden damit insgesamt als positiv abgeschätzt. Die Änderungen sind als 
nachhaltig einzuordnen. 

Der Landtag wolle beschließen, 

dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu erteilen: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Naturschutzgesetzes und Landwirtschafts-
und Landeskulturgesetzes 
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Artikel 1 

Änderungen des Naturschutzgesetzes 

Das Naturschutzgesetz vom 23. Juni 2015 (GBl. S. 585), zuletzt geändert durch 
Art. 1 des Gesetzes vom 21.11.2017 (GBl. S. 597, ber. S. 643, ber. 2018, S. 4) 
wird wie folgt geändert: 

1. Nach § 1 wird folgender § 1a eingefügt: 

„§ 1a  Artenvielfalt 

Über § 1 Abs. 2 BNatSchG hinaus verpflichtet sich das Land im besonderen Maße 
dem Rückgang der Artenvielfalt in Flora und Fauna und dem Verlust von 
Lebensräumen entgegenzuwirken sowie die Entwicklung der Arten und deren 
Lebensräume zu befördern.”  

BW: § 1
Regelungsgegenstand dieses Gesetzes

(zu § 1 BNatSchG)

In diesem Gesetz werden Regelungen getroffen, die das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
ergänzen oder von diesem im Sinne von Artikel 72 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des Grundgesetzes 
abweichen.

________________________________________________________________________________

§ 1 BNatSchG - Einzelnorm

(1) Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als Grundlage für Leben und 
Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im besiedelten 
und unbesiedelten Bereich nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze so zu schützen, dass 

1. die biologische Vielfalt,

2. die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich der 
Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie

3. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Landschaft

auf Dauer gesichert sind; der Schutz umfasst auch die Pflege, die Entwicklung und, soweit 
erforderlich, die Wiederherstellung von Natur und Landschaft (allgemeiner Grundsatz).

(2) Zur dauerhaften Sicherung der biologischen Vielfalt sind entsprechend dem jeweiligen 
Gefährdungsgrad insbesondere 

1. lebensfähige Populationen wild lebender Tiere und Pflanzen einschließlich ihrer Lebensstätten zu
erhalten und der Austausch zwischen den Populationen sowie Wanderungen und 
Wiederbesiedelungen zu ermöglichen,
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2. Gefährdungen von natürlich vorkommenden Ökosystemen, Biotopen und Arten 
entgegenzuwirken,

3. Lebensgemeinschaften und Biotope mit ihren strukturellen und geografischen Eigenheiten in 
einer repräsentativen Verteilung zu erhalten; bestimmte Landschaftsteile sollen der natürlichen 
Dynamik überlassen bleiben.

(3) Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts sind 
insbesondere 

1. die räumlich abgrenzbaren Teile seines Wirkungsgefüges im Hinblick auf die prägenden 
biologischen Funktionen, Stoff- und Energieflüsse sowie landschaftlichen Strukturen zu 
schützen; Naturgüter, die sich nicht erneuern, sind sparsam und schonend zu nutzen; sich 
erneuernde Naturgüter dürfen nur so genutzt werden, dass sie auf Dauer zur Verfügung 
stehen,

2. Böden so zu erhalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen können; nicht 
mehr genutzte versiegelte Flächen sind zu renaturieren, oder, soweit eine Entsiegelung nicht 
möglich oder nicht zumutbar ist, der natürlichen Entwicklung zu überlassen,

3. Meeres- und Binnengewässer vor Beeinträchtigungen zu bewahren und ihre natürliche 
Selbstreinigungsfähigkeit und Dynamik zu erhalten; dies gilt insbesondere für natürliche 
und naturnahe Gewässer einschließlich ihrer Ufer, Auen und sonstigen Rückhalteflächen; 
Hochwasserschutz hat auch durch natürliche oder naturnahe Maßnahmen zu erfolgen; für 
den vorsorgenden Grundwasserschutz sowie für einen ausgeglichenen Niederschlags-
Abflusshaushalt ist auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
Sorge zu tragen,

4. Luft und Klima auch durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu 
schützen; dies gilt insbesondere für Flächen mit günstiger lufthygienischer oder klimatischer
Wirkung wie Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete oder Luftaustauschbahnen; dem 
Aufbau einer nachhaltigen Energieversorgung insbesondere durch zunehmende Nutzung 
erneuerbarer Energien kommt eine besondere Bedeutung zu,

5. wild lebende Tiere und Pflanzen, ihre Lebensgemeinschaften sowie ihre Biotope und 
Lebensstätten auch im Hinblick auf ihre jeweiligen Funktionen im Naturhaushalt zu 
erhalten,

6. der Entwicklung sich selbst regulierender Ökosysteme auf hierfür geeigneten Flächen 
Raum und Zeit zu geben.

(4) Zur dauerhaften Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des Erholungswertes von 
Natur und Landschaft sind insbesondere 

1. Naturlandschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften, auch mit ihren Kultur-, 
Bau- und Bodendenkmälern, vor Verunstaltung, Zersiedelung und sonstigen 
Beeinträchtigungen zu bewahren,

2. zum Zweck der Erholung in der freien Landschaft nach ihrer Beschaffenheit und Lage 
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geeignete Flächen vor allem im besiedelten und siedlungsnahen Bereich zu schützen und 
zugänglich zu machen.

(5) Großflächige, weitgehend unzerschnittene Landschaftsräume sind vor weiterer Zerschneidung 
zu bewahren. Die erneute Inanspruchnahme bereits bebauter Flächen sowie die Bebauung 
unbebauter Flächen im beplanten und unbeplanten Innenbereich, soweit sie nicht für Grünflächen 
vorgesehen sind, hat Vorrang vor der Inanspruchnahme von Freiflächen im Außenbereich. 
Verkehrswege, Energieleitungen und ähnliche Vorhaben sollen landschaftsgerecht geführt, gestaltet
und so gebündelt werden, dass die Zerschneidung und die Inanspruchnahme der Landschaft sowie 
Beeinträchtigungen des Naturhaushalts vermieden oder so gering wie möglich gehalten werden. 
Beim Aufsuchen und bei der Gewinnung von Bodenschätzen, bei Abgrabungen und 
Aufschüttungen sind dauernde Schäden des Naturhaushalts und Zerstörungen wertvoller 
Landschaftsteile zu vermeiden; unvermeidbare Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft sind 
insbesondere durch Förderung natürlicher Sukzession, Renaturierung, naturnahe Gestaltung, 
Wiedernutzbarmachung oder Rekultivierung auszugleichen oder zu mindern.

(6) Freiräume im besiedelten und siedlungsnahen Bereich einschließlich ihrer Bestandteile, wie 
Parkanlagen, großflächige Grünanlagen und Grünzüge, Wälder und Waldränder, Bäume und 
Gehölzstrukturen, Fluss- und Bachläufe mit ihren Uferzonen und Auenbereichen, stehende 
Gewässer, Naturerfahrungsräume sowie gartenbau- und landwirtschaftlich genutzte Flächen, sind 
zu erhalten und dort, wo sie nicht in ausreichendem Maße vorhanden sind, neu zu schaffen.

Bemerkung:
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2. § 7 Absatz 3 

wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die Träger der land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen Ausbildung und 
Beratung sollen die Inhalte und Voraussetzungen einer natur- und landschafts-
verträglichen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft, insbesondere mit dem Ziel, 
die biologische Artenvielfalt in der landwirtschaftlichen Produktion durch 
ökologische Anbauverfahren zu erhalten und zu fördern, im Rahmen ihrer Tätigkeit
vermitteln.“ 
________________________________________________________________________________

§ 7 Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft

(Absatz 4 abweichend von § 5 Absatz 2 BNatSchG)

(1) Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft leisten einen besonderen Beitrag zur Erhaltung und Pflege 
von Natur und Landschaft.

(2) Soweit Planungen und Maßnahmen der Naturschutzbehörden wesentliche Belange der Land-, 
Forst- und Fischereiwirtschaft berühren, sind deren Berufsvertretungen zu beteiligen.

(3) Die Träger der land-, forst- und fischereiwirtschaftlichen Ausbildung und Beratung sollen 
die Inhalte und Voraussetzungen einer natur- und landschaftsverträglichen Land-, Forst- und
Fischereiwirtschaft im Rahmen ihrer Tätigkeit vermitteln.

(4) Über § 5 Absatz 2 BNatSchG hinaus sind die Anlage neuer sowie die wesentliche Änderung 
bestehender Entwässerungseinrichtungen bei Moorstandorten und Feuchtwiesen zu unterlassen. 
Änderungen bestehender Entwässerungsanlagen sind zulässig, wenn sie den Zielen der 
Renaturierung oder der Wiedervernässung von Moorstandorten und Feuchtwiesen dienen.

________________________________________________________________________________

§ 5 Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft

(1) Bei Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege ist die besondere Bedeutung 
einer natur- und landschaftsverträglichen Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft für die Erhaltung 
der Kultur- und Erholungslandschaft zu berücksichtigen.
(2) Bei der landwirtschaftlichen Nutzung sind neben den Anforderungen, die sich aus den für die 
Landwirtschaft geltenden Vorschriften und aus § 17 Absatz 2 des Bundes-Bodenschutzgesetzes 
ergeben, insbesondere die folgenden Grundsätze der guten fachlichen Praxis zu beachten: 

1. die Bewirtschaftung muss standortangepasst erfolgen und die nachhaltige 
Bodenfruchtbarkeit und langfristige Nutzbarkeit der Flächen muss gewährleistet werden;

2. die natürliche Ausstattung der Nutzfläche (Boden, Wasser, Flora, Fauna) darf nicht über 
das zur Erzielung eines nachhaltigen Ertrages erforderliche Maß hinaus beeinträchtigt 
werden;

3. die zur Vernetzung von Biotopen erforderlichen Landschaftselemente sind zu erhalten 
und nach Möglichkeit zu vermehren;

4. die Tierhaltung hat in einem ausgewogenen Verhältnis zum Pflanzenbau zu stehen und 
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schädliche Umweltauswirkungen sind zu vermeiden;

5. auf erosionsgefährdeten Hängen, in Überschwemmungsgebieten, auf Standorten mit 
hohem Grundwasserstand sowie auf Moorstandorten ist ein Grünlandumbruch zu 
unterlassen;

6. die Anwendung von Düngemitteln und Pflanzenschutzmitteln hat nach Maßgabe des 
landwirtschaftlichen Fachrechtes zu erfolgen; es sind eine Dokumentation über die 
Anwendung von Düngemitteln nach Maßgabe des § 10 der Düngeverordnung vom 26. Mai 
2017 (BGBl. I S. 1305) in der jeweils geltenden Fassung sowie eine Dokumentation über die
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln nach Maßgabe des Artikels 67 Absatz 1 Satz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. 
Oktober 2009 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der 
Richtlinien 79/117/EWG und 91/414/EWG des Rates (ABl. L 309 vom 24.11.2009, S. 1) zu 
führen.

(3) Bei der forstlichen Nutzung des Waldes ist das Ziel zu verfolgen, naturnahe Wälder aufzubauen 
und diese ohne Kahlschläge nachhaltig zu bewirtschaften. Ein hinreichender Anteil 
standortheimischer Forstpflanzen ist einzuhalten.
(4) Bei der fischereiwirtschaftlichen Nutzung der oberirdischen Gewässer sind diese einschließlich 
ihrer Uferzonen als Lebensstätten und Lebensräume für heimische Tier- und Pflanzenarten zu 
erhalten und zu fördern. Der Besatz dieser Gewässer mit nichtheimischen Tierarten ist 
grundsätzlich zu unterlassen. Bei Fischzuchten und Teichwirtschaften der Binnenfischerei sind 
Beeinträchtigungen der heimischen Tier- und Pflanzenarten auf das zur Erzielung eines 
nachhaltigen Ertrages erforderliche Maß zu beschränken.

Bemerkung:
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3. § 22 Absatz 3 

wird wie folgt geändert: 
Die Worte „soweit erforderlich und geeignet” werden gestrichen. 

Abschnitt 1
Biotopverbund, geschützte Teile von Natur und

Landschaft, gentechnisch veränderte Organismen

§ 22
Biotopverbund

(zu § 21 BNatSchG)

(1) Grundlage für die Schaffung des Biotopverbunds ist der Fachplan Landesweiter Biotopverbund 
einschließlich des Generalwildwegeplans. Alle öffentlichen Planungsträger haben bei ihren 
Planungen und Maßnahmen die Belange des Biotopverbunds zu berücksichtigen.

(2) Die im Fachplan Landesweiter Biotopverbund dargestellten Biotopverbundelemente sind durch 
Biotopgestaltungsmaßnahmen und durch Kompensationsmaßnahmen mit dem Ziel zu ergänzen, den
Biotopverbund zu stärken.

(3) Der Biotopverbund ist im Rahmen der Regionalpläne und der Flächennutzungspläne soweit 
erforderlich und geeignet jeweils planungsrechtlich zu sichern. § 21 Absatz 4 BNatSchG bleibt 
unberührt.

________________________________________________________________________________

 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG)

§ 21 Biotopverbund, Biotopvernetzung

(1) Der Biotopverbund dient der dauerhaften Sicherung der Populationen wild lebender Tiere und 
Pflanzen einschließlich ihrer Lebensstätten, Biotope und Lebensgemeinschaften sowie der 
Bewahrung, Wiederherstellung und Entwicklung funktionsfähiger ökologischer 
Wechselbeziehungen. Er soll auch zur Verbesserung des Zusammenhangs des Netzes „Natura 
2000“ beitragen.
(2) Der Biotopverbund soll länderübergreifend erfolgen. Die Länder stimmen sich hierzu 
untereinander ab.
(3) Der Biotopverbund besteht aus Kernflächen, Verbindungsflächen und Verbindungselementen. 
Bestandteile des Biotopverbunds sind 

1.Nationalparke und Nationale Naturmonumente,

2.Naturschutzgebiete, Natura 2000-Gebiete und Biosphärenreservate oder Teile dieser 
Gebiete,

3.gesetzlich geschützte Biotope im Sinne des § 30,

4.weitere Flächen und Elemente, einschließlich solcher des Nationalen Naturerbes, des 
Grünen Bandes sowie Teilen von Landschaftsschutzgebieten und Naturparken,wenn sie zur 
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Erreichung des in Absatz 1 genannten Zieles geeignet sind.

(4) Die erforderlichen Kernflächen, Verbindungsflächen und Verbindungselemente sind durch 
Erklärung zu geschützten Teilen von Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2, durch 
planungsrechtliche Festlegungen, durch langfristige vertragliche Vereinbarungen oder andere 
geeignete Maßnahmen rechtlich zu sichern, um den Biotopverbund dauerhaft zu gewährleisten.

(5) Unbeschadet des § 30 sind die oberirdischen Gewässer einschließlich ihrer Randstreifen, 
Uferzonen und Auen als Lebensstätten und Biotope für natürlich vorkommende Tier- und 
Pflanzenarten zu erhalten. Sie sind so weiterzuentwickeln, dass sie ihre großräumige 
Vernetzungsfunktion auf Dauer erfüllen können.
(6) Auf regionaler Ebene sind insbesondere in von der Landwirtschaft geprägten Landschaften zur 
Vernetzung von Biotopen erforderliche lineare und punktförmige Elemente, insbesondere Hecken 
und Feldraine sowie Trittsteinbiotope, zu erhalten und dort, wo sie nicht in ausreichendem Maße 
vorhanden sind, zu schaffen (Biotopvernetzung).

Bemerkung:
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4. Nach § 33 

wird folgender § 33a eingefügt: 

„§ 33a 

Erhalt von Streuobstbeständen 

(1) Extensiv genutzte Obstbaumwiesen, Obstbaumweiden oder Obstbaumäcker aus 
hochstämmigen Obstbäumen mit einer Fläche ab 2.500 Quadratmetern mit Ausnahme 
von Bäumen, die weniger als 50 Meter vom nächstgelegenen Wohngebäude oder 
Hofgebäude entfernt sind (Streuobstbestände) sind gesetzlich geschützt. Die 
Beseitigung von Streuobstbeständen sowie alle Maßnahmen, die zu deren 
Zerstörung, Beschädigung oder erheblichen Beeinträchtigung führen können, sind 
verboten. Pflegemaßnahmen, die bestimmungsgemäße Nutzung sowie 
darüberhinausgehende Maßnahmen, die aus zwingenden Gründen der 
Verkehrssicherheit erforderlich sind, werden hierdurch nicht berührt. 

(2) Die untere Naturschutzbehörde kann Befreiungen von den Verboten nach Absatz 
1 unter den Voraussetzungen des § 67 Absatz 1 und 3 des 
Bundesnaturschutzgesetzes erteilen. Bei Befreiungen aus Gründen der 
Verkehrssicherheit liegen Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses in 
der Regel erst dann vor, wenn die Maßnahmen aus Gründen der Verkehrssicherheit 
zwingend erforderlich sind und die Verkehrssicherheit nicht auf andere Weise 
erhöht werden kann. Der Verkehrssicherungspflichtige hat die aus Gründen der 
Verkehrssicherung notwendigen Maßnahmen in Abstimmung mit der Naturschutzbehörde
vorzunehmen. Die Befreiung wird mit Nebenbestimmungen erteilt, die 
sicherstellen, dass der Verursacher Eingriffe in Streuobstbestände unverzüglich 
durch Pflanzungen eines gleichwertigen Streuobstbestandes in räumlicher Nähe zum
Ort des Eingriffs auszugleichen hat. 

(3) Im Falle eines widerrechtlichen Eingriffs ist dem Verursacher durch die 
Naturschutzbehörde die Wiederherstellung eines gleichwertigen Zustands durch 
Ersatzpflanzungen aufzuerlegen.“ 

§ 33
Gesetzlich geschützte Biotope

(zu § 30 BNatSchG)

(1) Weitere gesetzlich geschützte Biotope im Sinne des § 30 Absatz 2 Satz 2 BNatSchG sind:

1. Streuwiesen, Kleinseggenriede und Land-Schilfröhrichte,

2. naturnahe Uferbereiche und naturnahe Bereiche der Flachwasserzone des Bodensees 
sowie Altarme fließender Gewässer einschließlich der Ufervegetation,

3. Staudensäume trockenwarmer Standorte,

4. offene Felsbildungen außerhalb der alpinen Stufe,

5. Höhlen, Stollen und Dolinen sowie

6. Feldhecken, Feldgehölze, Hohlwege, Trockenmauern und Steinriegel, jeweils in der 
freien Landschaft. Die in Satz 1 genannten Biotope werden in der Anlage 2 zu diesem 
Gesetz näher beschrieben.
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(2) Freie Landschaft im Sinne von Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 sind sämtliche Flächen außerhalb 
besiedelter Bereiche.

(3) Für die Zulassung von Ausnahmen gemäß § 30 Absatz 3 BNatSchG ist

1. in Naturschutzgebieten, Nationalparken, nationalen Naturmonumenten sowie Kern- und 
Pflegezonen von Biosphärengebieten die höhere Naturschutzbehörde,

2. im Übrigen die untere Naturschutzbehörde zuständig. Die Ausnahme wird durch eine 
nach anderen Vorschriften erforderliche behördliche Gestattung ersetzt, wenn diese im 
Einvernehmen mit der Naturschutzbehörde erteilt wird.

(4) Abweichend von § 30 Absatz 2 BNatSchG ist es zulässig, Maßnahmen durchzuführen, die in 
einem Pflege- oder Entwicklungsplan für ein nationales Schutzgebiet, in einem Managementplan 
für ein Gebiet des europäischen Netzes Natura 2000 oder dem Arten- und Biotopschutzprogramm 
dargestellt sind.

(5) Bei gesetzlich geschützten Biotopen, die auf Flächen entstanden sind, bei denen eine zulässige 
Gewinnung von Bodenschätzen eingeschränkt oder unterbrochen wurde, gilt § 30 Absatz 2 
BNatSchG abweichend von § 30 Absatz 6 BNatSchG nicht für die Wiederaufnahme der 
Gewinnung innerhalb von zehn Jahren nach der Einschränkung oder Unterbrechung.

(6) Die Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg erfasst die gesetzlich geschützten Biotope 
und trägt sie in Listen und Karten mit deklaratorischer Bedeutung ein. Die Listen und Karten 
werden von der Landesanstalt für Umwelt Baden-Württemberg im Internet veröffentlicht. Die 
Erfassung ist in regelmäßigen Abständen, mindestens jedoch alle zwölf Jahre, zu wiederholen.

(7) Die Naturschutzbehörde teilt Eigentümern und sonstigen Nutzungsberechtigten auf Anfrage mit,
ob sich auf ihrem Grundstück ein besonders geschützter Biotop befindet oder ob eine bestimmte 
Handlung verboten ist.

________________________________________________________________________________

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG)
§ 30 Gesetzlich geschützte Biotope

(1) Bestimmte Teile von Natur und Landschaft, die eine besondere Bedeutung als Biotope haben, 
werden gesetzlich geschützt (allgemeiner Grundsatz).
(2) Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung 
folgender Biotope führen können, sind verboten: 

1. natürliche oder naturnahe Bereiche fließender und stehender Binnengewässer 
einschließlich ihrer Ufer und der dazugehörigen uferbegleitenden natürlichen oder 
naturnahen Vegetation sowie ihrer natürlichen oder naturnahen Verlandungsbereiche, 
Altarme und regelmäßig überschwemmten Bereiche,

2. Moore, Sümpfe, Röhrichte, Großseggenrieder, seggen- und binsenreiche Nasswiesen, 
Quellbereiche, Binnenlandsalzstellen,

3. offene Binnendünen, offene natürliche Block-, Schutt- und Geröllhalden, Lehm- und 
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Lösswände, Zwergstrauch-, Ginster- und Wacholderheiden, Borstgrasrasen, Trockenrasen, 
Schwermetallrasen, Wälder und Gebüsche trockenwarmer Standorte,

4. Bruch-, Sumpf- und Auenwälder, Schlucht-, Blockhalden- und Hangschuttwälder, 
subalpine Lärchen- und Lärchen-Arvenwälder,

5. offene Felsbildungen, Höhlen sowie naturnahe Stollen, alpine Rasen sowie Schneetälchen
und Krummholzgebüsche,

6. Fels- und Steilküsten, Küstendünen und Strandwälle, Strandseen, Boddengewässer mit 
Verlandungsbereichen, Salzwiesen und Wattflächen im Küstenbereich, Seegraswiesen und 
sonstige marine Makrophytenbestände, Riffe, sublitorale Sandbänke, Schlickgründe mit 
bohrender Bodenmegafauna sowie artenreiche Kies-, Grobsand- und Schillgründe im 
Meeres- und Küstenbereich.

Die Verbote des Satzes 1 gelten auch für weitere von den Ländern gesetzlich geschützte Biotope. 
Satz 1 Nummer 5 gilt nicht für genutzte Höhlen- und Stollenbereiche sowie für Maßnahmen zur 
Verkehrssicherung von Höhlen und naturnahen Stollen.

(3) Von den Verboten des Absatzes 2 kann auf Antrag eine Ausnahme zugelassen werden, wenn die
Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können.

(4) Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Bebauungsplänen Handlungen 
im Sinne des Absatzes 2 zu erwarten, kann auf Antrag der Gemeinde über eine erforderliche 
Ausnahme oder Befreiung von den Verboten des Absatzes 2 vor der Aufstellung des 
Bebauungsplans entschieden werden. Ist eine Ausnahme zugelassen oder eine Befreiung gewährt 
worden, bedarf es für die Durchführung eines im Übrigen zulässigen Vorhabens keiner weiteren 
Ausnahme oder Befreiung, wenn mit der Durchführung des Vorhabens innerhalb von sieben Jahren 
nach Inkrafttreten des Bebauungsplans begonnen wird.

(5) Bei gesetzlich geschützten Biotopen, die während der Laufzeit einer vertraglichen Vereinbarung
oder der Teilnahme an öffentlichen Programmen zur Bewirtschaftungsbeschränkung entstanden 
sind, gilt Absatz 2 nicht für die Wiederaufnahme einer zulässigen land-, forst-, oder 
fischereiwirtschaftlichen Nutzung innerhalb von zehn Jahren nach Beendigung der betreffenden 
vertraglichen Vereinbarung oder der Teilnahme an den betreffenden öffentlichen Programmen.

(6) Bei gesetzlich geschützten Biotopen, die auf Flächen entstanden sind, bei denen eine zulässige 
Gewinnung von Bodenschätzen eingeschränkt oder unterbrochen wurde, gilt Absatz 2 nicht für die 
Wiederaufnahme der Gewinnung innerhalb von fünf Jahren nach der Einschränkung oder 
Unterbrechung.

(7) Die gesetzlich geschützten Biotope werden registriert und die Registrierung wird in geeigneter 
Weise öffentlich zugänglich gemacht. Die Registrierung und deren Zugänglichkeit richten sich nach
Landesrecht.
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(8) Weiter gehende Schutzvorschriften einschließlich der Bestimmungen über 
Ausnahmen und Befreiungen bleiben unberührt.

Bemerkung:

5. § 34 
wird wie folgt neu gefasst: 

„§ 34 

Verbot von Pestiziden 

Die Anwendung von Pestiziden (Pflanzenschutzmittel und Biozide) gemäß Artikel 3 
Nummer 10 der Richtlinie 2009/128/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 21. Oktober 2009 über einen Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die 
nachhaltige Verwendung von Pestiziden (ABl. L 309 vom 24. November 2009, S. 71) 
in der jeweils geltenden Fassung ist in Naturschutzgebieten, in Kern- und 
Pflegezonen von Biosphärengebieten, in gesetzlich geschützten Biotopen, in 
Natura 2000-Gebieten, bei Naturdenkmälern und Landschaftsschutzgebieten, soweit 
sie der Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder der Regenerationsfähigkeit und 
nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter, einschließlich des Schutzes von 
Lebensstätten und Lebensräumen bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten 
dienen, verboten. Die untere Naturschutzbehörde kann auf Antrag die Verwendung 
bestimmter Mittel im Einzelfall zulassen, soweit eine Gefährdung des 
Schutzzwecks der in Satz 1 genannten Schutzgebiete oder geschützten Gegenstände 
nicht zu befürchten ist. Die höhere Naturschutzbehörde kann die Verwendung 
dieser Mittel für das jeweilige Gebiet zulassen, soweit eine Gefährdung des 
Schutzzwecks der in Satz 1 genannten Schutzgebiete oder geschützten Gegenstände 
nicht zu befürchten ist. Das zuständige Ministerium berichtet jährlich dem 
Landtag über die erteilten Ausnahmen. Weitergehende Vorschriften bleiben 
unberührt.” 

$34 Verbot von Pestiziden

Die Anwendung von Pestiziden (Pflanzenschutzmittel und Biozide) gemäß Artikel 3 Nummer 10 
der Richtlinie 2009/128/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 
über einen Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die nachhaltige Verwendung von Pestiziden (ABl. 
L 309 vom 24. November 2009, S. 71) in der jeweils geltenden Fassung ist in Naturschutzgebieten, 
in Kern- und Pflegezonen von Biosphärengebieten, in gesetzlich geschützten Biotopen und bei 
Naturdenkmalen außerhalb von intensiv genutzten land- und fischereiwirtschaftlichen Flächen 
verboten. Die Naturschutzbehörde kann die Verwendung dieser Mittel zulassen, soweit eine 
Gefährdung des Schutzzwecks der in Satz 1 genannten Schutzgebiete oder geschützten 
Gegenstände nicht zu befürchten ist. Weitergehende Vorschriften bleiben unberührt.

Bemerkung:
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6. § 71 

wird wie folgt geändert: 

Es wird ein neuer Absatz 4 angefügt: 

„(4) In den Grenzen des § 34 in der Fassung des Gesetzes vom 21.11.2017 (GBl. S.
597, ber. S. 643, ber. 2018, S. 4) darf ein Einsatz von Pestiziden noch bis zum 
1. Januar 2021 fortgeführt werden.“ 

§ 71 Übergangs- und Durchführungsvorschriften

(1) Verwaltungsverfahren, die vor dem 14. Juli 2015 begonnen wurden, sind nach den 
Verfahrensvorschriften des Naturschutzgesetzes vom 13. Dezember 2005 zu Ende zu führen. 
Verwaltungsverfahren, die zwischen dem 14. Juli 2015 und dem 30. November 2017 begonnen 
wurden, sind nach den Verfahrensvorschriften dieses Gesetzes in der am 30. November 2017 
geltenden Fassung zu Ende zu führen. Für Verfahren zum Erlass von Rechtsverordnungen nach § 
23 Absatz 2 bis 5, § 44 Absatz 5 und § 47 Absatz 2 gelten die Sätze 1 und 2 jeweils ab der 
Einleitung der Anhörung nach § 24 Absatz 1.

(2) Die Verwaltungsvorschriften zur Durchführung dieses Gesetzes erlässt die oberste 
Naturschutzbehörde, soweit andere Ministerien beteiligt sind, im Benehmen mit diesen.

(3) Genehmigungen nach § 46 Absatz 1 des Naturschutzgesetzes in der bis 13. Juli 2015 geltenden 
Fassung, nach § 34 Absatz 1 LWaldG sowie Erlaubnisse nach § 11 Absatz 1 Nummer 4 TierSchG 
gelten als Genehmigungen nach diesem Gesetz fort. Gleiches gilt für Erlaubnisse nach § 11 
Absatz 1 Nummer 8 Buchstabe d TierSchG, sofern die Erlaubnisse auf ortsfeste Einrichtungen 
bezogen sind. 
-->(§ 46Genehmigung von Sperren, Anordnung von Durchgängen)(zu § 59 Absatz 2 BNatSchG)

Bemerkung:

7. Die Inhaltsübersicht ist entsprechend anzupassen. 
Artikel 2 
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Änderung des Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes (LLG) 

Das Landwirtschafts- und Landeskulturgesetz vom 14. März 1972, zuletzt geändert 
durch Artikel 50 der Verordnung vom 23. Februar 2017 (GBl. S. 99, 105), wird wie
folgt geändert:  

Nach § 2 

werden folgende §§ 2a und 2b eingefügt: 

„§ 2a 

Ökologischer Landbau 

(1) Zur Förderung der Artenvielfalt im Sinne von § 1a des Gesetzes zum Schutz 
der Natur und zur Pflege der Landschaft vom 23. Juni 2015 (GBl. S. 585) in der 
jeweils geltenden Fassung verfolgt das Land das Ziel, dass die 
landwirtschaftlich genutzten Flächen in Baden-Württemberg nach und nach, bis 
2025 zu mindestens 25 Prozent und bis 2035 zu mindestens 50 Prozent, gemäß den 
Grundsätzen des ökologischen Landbaus gemäß der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und
des Gesetzes zur Durchführung der Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft oder 
der Europäischen Union auf dem Gebiet des ökologischen Landbaus (Öko-
Landbaugesetz - ÖLG) in der jeweils geltenden Fassung bewirtschaftet werden.  

(2) Staatliche Flächen, die sich in Eigenbewirtschaftung befinden 
(Staatsdomänen), sind ab dem 1. Januar 2022 vollständig gemäß den Vorgaben zum 
ökologischen Landbau gemäß der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und des Öko-
Landbaugesetzes in den jeweils geltenden Fassungen zu bewirtschaften. 
 

(3) Verpachtete landwirtschaftliche Flächen in Landeseigentum werden an nach den
Grundsätzen des Ökologischen Landbaus gem. Absatz 2 wirtschaftende Betriebe 
verpachtet. In den Pachtverträgen wird zum nächstmöglichen Zeitpunkt festgelegt,
dass die Flächen gemäß den Grundsätzen des ökologischen Landbaus zu 
bewirtschaften sind. In Härtefällen ist auch eine naturschutzorientierte 
Bewirtschaftung unter Verzicht auf den Einsatz von Pestiziden gemäß Artikel 3 
Nummer 10 der Richtlinie 2009/128/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 21. Oktober 2009 über einen Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die 
nachhaltige Verwendung von Pestiziden (ABl. L 309 vom 24. November 2009, S. 71) 
in der jeweils geltenden Fassung und mineralischem Stickstoffdünger zulässig. 
 

(4) Einmal jährlich ist dem Landtag durch das zuständige Ministerium ein 
Statusbericht zu den ökologisch genutzten Landwirtschaftsflächen zu erstatten. 

§ 2b 

Reduktion des Pestizideinsatzes 

(1) Der Einsatz von Pestiziden gemäß Artikel 3 Nummer 10 der Richtlinie 
2009/128/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über 
einen Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die nachhaltige Verwendung von 
Pestiziden (ABl. L 309 vom 24. November 2009, S. 71) in der jeweils geltenden 
Fassung in der Landwirtschaft, der Forstwirtschaft sowie im Siedlungs- und 
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Verkehrsbereich soll bis 2025 um mindestens 50 Prozent der jeweiligen Flächen 
reduziert werden. 

(2) Hierfür wird die Landesregierung bis zum 1. Januar 2022 eine Strategie 
erarbeiten. Die Entwicklung und Umsetzung der Strategie wird durch einen 
Fachbeirat aus zuständigen Behörden und Verbänden (Umwelt-, Bauern-, Forst-, 
Gartenbau- und Kommunalverbände) begleitet.  

(3) Das zuständige Ministerium ermittelt jährlich den Einsatz von chemisch-
synthetischen Pestiziden nach Fläche und, wenn möglich, nach Wirkstoffmenge und 
Behandlungsintensität und veröffentlicht diese Ergebnisse. 
 

(4) Das zuständige Ministerium berichtet dem Landtag jährlich in schriftlicher 
Form über die Ergebnisse der Pestizidreduktion.“ 

Landwirtschafts- und Landeskulturgesetz
(LLG) 

Vom 14. März 1972

§ 2 
Aufgaben der Landwirtschaft und der Forstwirtschaft

Die Landwirtschaft und die Forstwirtschaft dienen auf ökonomischer Grundlage der Allgemeinheit 
insbesondere durch

1. die Erzeugung von gesunden Lebensmitteln in ausreichendem Umfang unter Gewährleistung des 
notwendigen Eigenversorgungsanteils,

2. die Gestaltung und Pflege der Kultur- und Erholungslandschaft,

3. die Erhaltung und Verbesserung der natürlichen Lebensgrundlagen wie Boden, Wasser und Luft 
im Bereich der Landeskultur,

4. den Beitrag zur Aufrechterhaltung einer Siedlungsdichte, die für die ausreichende Ausstattung 
ländlicher Gebiete mit Einrichtungen der Versorgung und Entsorgung, der der Bildung, des 
Verkehrs und der Erholung notwendig ist.

Bemerkung:

Artikel 3 

Inkrafttreten 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Gegenwärtig wird auch in Baden-Württemberg ein dramatischer Artenverlust 
verschiedenster Gruppen von Tieren und Pflanzen festgestellt. Gerade der 
drastische Rückgang der Artenvielfalt, insbesondere den Insekten, den Amphibien,
den Reptilien, den Fischen, den Vögeln und den Wildkräutern ist durch 
einschlägige Untersuchungen eindeutig nachgewiesen. (vgl. aktuelle Roten Listen 
und Artenverzeichnisse Baden-Württembergs). Als wesentliche Ursachen 
wissenschaftlich anerkannt sind der übermäßige Einsatz von Düngemitteln (Dalton 
und Brand-Hardy, 2003; Isbell et al., 2013) und Pestiziden (Meehan et al., 2011;
UBA, 2017) sowie die strukturelle Verarmung der Landschaft (Fabian et al., 
2013). Jede verlorene Art und jeder gestörte Lebensraum ist nicht nur ein 
Verlust an Stabilität des natürlichen Lebensgefüges, sondern auch eine 
Beeinträchtigung der Lebensqualität der Menschen. Der vorliegende Gesetzentwurf 
zur Änderung des Naturschutzgesetzes und des Landwirtschafts- und 
Landeskulturgesetzes leistet durch die Verbesserung und Ergänzung des baden-
württembergischen Naturschutzgesetzes und des baden-württembergischen 
Landwirtschafts- und Landeskulturgesetzes einen wirksamen Beitrag zu Erhalt und 
Stärkung unseres Artenreichtums in Baden-Württemberg. Da in Baden-Württemberg 
das für Landwirtschaft zuständige Ministerium bereits mit der Ausarbeitung einer
Pestizidreduktions-strategie beauftragt ist und andererseits die Schutzgebiete, 
in denen der Pestizideinsatz verboten ist, im Naturschutzgesetz aufgeführt sind,
ist es erforderlich, beide Gesetze zu ändern, um einen wirksamen Schutz der 
Artenvielfalt zu ermöglichen.  (Warum eigentlich???)

Bemerkung:
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B. Einzelbegründung 

Zu Artikel 1: Änderung des Naturschutzgesetzes 

Zu 1.: Einfügung des § 1 a 

Die Vorschrift ergänzt die Zielkonkretisierung in § 1 Abs. 2 bis 6 BNatSchG. 
Ziel des Gesetzesentwurfes ist es, dem Artenverlust, insbesondere dem Rückgang 
der Insekten, entgegenzuwirken. Hierzu wird mit dem neuen Art. 1a das Ziel 
statuiert, die Artenvielfalt in Flora und Fauna zu erhalten und zu verbessern.
Siehe $1 BNatSchG 

Zu 2.: Änderung des § 7 

Die Wechselwirkung zwischen der Bewirtschaftungsart auf landwirtschaftlichen 
Flächen und der dort in der mittelbaren und unmittelbaren Umgebung vorkommenden 
Artenvielfalt sind hinlänglich wissenschaftlich belegt (vlg. U.a. Thünen-
Institut, 2019). So kommen auf ökologisch bewirtschafteten Flächen deutlich mehr
Arten vor. Deswegen scheint es geboten, auch unabhängig von der Festlegung auf 
eine konkrete Bewirtschaftungsweise, Landwirte durch Qualifikation darin zu 
fördern, möglichst nachhaltig und die Artenvielfalt fördernd zu wirtschaften, 
weil ihr Handeln einen unmittelbaren Effekt auf die Artenvielfalt hat. Geht das 
Land diesen Weg gesetzlich verbindlich, folgt daraus zwangsläufig die 
entsprechende Qualifizierung der in der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft 
beschäftigten Menschen. 

Zu 3.: Änderung des § 22 

Dem Biotopverbund kommt für den Schutz und die Sicherung der heimischen Tier- 
und Pflanzenarten, für die Erhaltung und Entwicklung funktionsfähiger 
ökologischer Wechselbeziehungen und für die Verbesserung des Zusammenhangs des 
europäischen Schutzgebietsnetzes Natura 2000 entsprechend eine enorme Bedeutung 
zu. Der Biotopverbund ermöglicht zugleich Ausweich- und Wanderungsbewegungen von
Populationen klimasensibler Arten, die infolge des erwarteten Klimawandels 
notwendig sind. Die Ursachen des Artenschwundes, der übermäßige Einsatz von 
Pflanzenschutz- und Düngemitteln sowie die strukturelle Verarmung der Landschaft
kommen überwiegend im Offenland zum Tragen. Der gegenwärtige Rückgang der 
Biodiversität ist in seiner Dramatik deshalb hauptsächlich in landwirtschaftlich
geprägten sowie aquatischen Lebensräumen zu beobachten. Die gesetzlichen 
Regelungen zur Schaffung eines Biotopverbundes berücksichtigen dies bisher nicht
ausreichend.(siehe BNatSchG §21 Abs. 4) Eine wirksame Sicherung des 
Biotopverbundes erfordert eine flächendeckende planerische Sicherung des 
Biotopverbundes. 

Zu 4.: § 33a Erhalt von Streuobstbeständen 

Obstbaumwiesen, Obstbaumweiden oder Obstbaumäcker sind von besonderer Bedeutung 
als Lebensraum für besonders geschützte Arten. Sie sind eine besondere Form der 
Kulturlandschaft. Baden-Württemberg trägt im Vergleich zu anderen Bundesländern 
eine europaweite Verantwortung für diese Kulturlandschaftslebensräume. 
Streuobstwiesen befinden sich zumeist in Ortsrandlage, ein Schutzbedarf 
resultiert daher aus der Inanspruchnahme für Bebauungen. Für einen wirksamen 
Schutz wurden vergleichsweise strenge Anforderungen an den Ausgleich und damit 
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gleichzeitig an die Möglichkeit der Erteilung einer Ausnahme vom gesetzlichen 
Biotopschutz formuliert. Es soll für Streuobstbestände analog zu § 9 WaldG 
Baden-Württemberg ein Erhaltungsgebot gelten. 

§ 9 Erhaltung des Waldes

(1) Wald darf nur mit Genehmigung der höheren Forstbehörde in eine andere Nutzungsart 
umgewandelt werden (Umwandlung)…..

Dies wurde bereits 1983 von der Landesanstalt für Umwelt (LfU) in der 
Veröffentlichung „Schutz von Streuobstbeständen“ vorgeschlagen. 

Zu 5.: Neufassung des § 34 

Die nun aufgeführten Schutzgebiete haben alle eine Naturschutzfunktion und sind 
bedeutsam für den Erhalt der Artenvielfalt. Pestizide sind toxisch und tragen 
maßgeblich zum Artensterben bei. Auch in Schutzgebieten nimmt das Artensterben 
drastische Ausmaße an. So wurde in der Studie: „More than 75 percent decline 
over 27 years in total flying insect biomass in protected areas“ nachgewiesen, 
dass zwischen den Jahren 1989 und 2015 die Biomasse von Fluginsekten in 
Schutzgebieten in Deutschland um mehr als 75 % zurückgegangen ist. 

Anmerkung: 87 % der Ursachen des Insektenrückgangs sind durch die Studie nicht 
erklärt (→ unknown)
(siehe https://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0185809#pone.0185809.s010)

Manfred.Kraft@bluehende-heimat.de 19 / 25

https://journals.plos.org/plosone/article?id=10.1371/journal.pone.0185809#pone.0185809.s010
mailto:Manfred.Kraft@bluehende-heimat.de


Arbeitsunterlage  V1.2 probiene / Volksbegehren 29.09.19

Pestizide wirken sich in vielfacher Hinsicht auf Lebensräume, Pflanzen und Tiere
aus. Direkte Folgen sind tödliche Auswirkungen auf vermeintliche Schädlinge – 
aber auch „Kollateralschäden" an anderen Tieren und Pflanzen. Die Reduktion des 
Vorkommens einzelner Arten wirkt sich indirekt über die Nahrungskette auf andere
Lebewesen aus und nimmt ihnen die Lebensgrundlage. Gleichzeitig schaffen 
Pestizide Formen der Landwirtschaft, die natürliche Lebensräume zerstören: 
Monokulturen, enge Fruchtfolgen oder nicht heimische Früchte zerstören das 
eingespielte Gleichgewicht. Es ist nicht einfach, den Einfluss von Pestiziden 
auf die biologische Vielfalt aus dem Bündel an Einflussfaktoren herauszufiltern.
Dass dieser Einfluss groß ist, wurde in einer 2010 veröffentlichten, 
europaweiten Studie deutlich: Von dreizehn untersuchten Faktoren der 
landwirtschaftlichen Intensivierung hatte der Gebrauch von Insektiziden und 
Fungiziden die schädlichsten Auswirkungen auf die Biodiversität. Die 
Artenvielfalt in Europa kann also nur erhalten werden, wenn die Verwendung von 
solchen Mitteln in großen Teilen der Landwirtschaft auf ein Minimum beschränkt 
wird. (Geiger u.a. 2010: "Persistent negative effects of pesticides on 
biodiversity and biological control potential on European farmland"). Zu den 
gleichen einschlägigen Ergebnissen kommt eine große internationale 
Überblicksstudie der Vereinten Nationen zur Rolle der Insekten als Bestäuber in 
der Lebensmittelproduktion (IPBES 2016). 

Bemerkung:

Zu 6.: Änderung des § 71 

Um den Betroffenen eine Anpassung zu ermöglichen, wird eine Übergangsfrist 
eingeführt. 

Bemerkung:

Zu 7.: 

Aufgrund der Gesetzesänderung ist die Inhaltsübersicht entsprechend anzupassen. 
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Zu Artikel 2: Änderung des Landwirtschafts- und Landeskulturgesetz 

Einfügung der §§ 2 a und 2 b 

§ 2a 

Die ökologische/biologische Produktion bildet ein Gesamtsystem der 
landwirtschaftlichen Betriebsführung und der Lebensmittelproduktion, die u.a. 
auf beste umweltschonende Praktiken, ein hohes Maß der Artenvielfalt und den 
Schutz der natürlichen Ressourcen abzielt (Erwägungsgrund (1) zur Verordnung 
(EG) Nr. 834/2007 des Rates vom 28. Juni 2007). Ein auf der Grundlage der 
Verordnung (EG) Nr. 834/2007 betriebener ökologischer Landbau ist unter anderem 
aufgrund der strengen Beschränkung des Einsatzes von Pestiziden schonender für 
die Artenvielfalt (Sanders, Hess (2019): „Leistungen des ökologischen Landbaus 
für Umwelt und Gesellschaft“). Um dem Insektensterben wirksam gegenzusteuern 
wird das Ziel festgelegt, den Anteil der ökologischen Landwirtschaft stetig 
auszubauen, wobei bis zum Jahr 2025 mindestens 25 %, bis 2035 mindestens 50 % 
der landwirtschaftlichen Flächen gemäß den Grundsätzen des ökologischen Landbaus
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 834/2007 und des Gesetzes zur Durchführung der 
Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union auf dem 
Gebiet des ökologischen Landbaus (Öko-Landbaugesetz – ÖLG) in der jeweils 
gültigen Fassung bewirtschaftet werden sollen. 

§ 2b 

Pestizide wirken sich in vielfacher Hinsicht negativ auf Lebensräume, Pflanzen 
und Tiere aus. Direkte Folgen sind tödliche Auswirkungen auf vermeintliche 
Schädlinge – aber auch „Kollateralschäden“ an anderen Tieren und Pflanzen. Die 
Reduktion des Vorkommens einzelner Arten wirkt sich indirekt über die 
Nahrungskette auf andere Lebewesen aus und nimmt ihnen die Lebensgrundlage. 
Gleichzeitig schaffen Pestizide Formen der Landwirtschaft, die natürliche 
Lebensräume zerstören: Monokulturen, enge Fruchtfolgen oder nicht heimische 
Früchte zerstören das eingespielte Gleichgewicht. Es ist nicht einfach, den 
Einfluss von Pestiziden auf die biologische Vielfalt aus dem Bündel an 
Einflussfaktoren herauszufiltern. Dass dieser Einfluss groß ist, wurde in einer 
2010 veröffentlichten, europaweiten Studie deutlich: Von dreizehn untersuchten 
Faktoren der landwirtschaftlichen Intensivierung hatte der Gebrauch von 
Insektiziden und Fungiziden die schädlichsten Auswirkungen auf die 
Biodiversität. Die Artenvielfalt in Europa kann also nur erhalten werden, wenn 
die Verwendung von Mitteln in großen Teilen der Landwirtschaft auf ein Minimum 
beschränkt wird. Deshalb muss der Einsatz von Pestiziden reduziert werden 
(Geiger u.a. 2010: "Persistent negative effects of pesticides on biodiversity 
and biological control potential on European farmland"). Zu den gleichen 
einschlägigen Ergebnissen kommt eine große internationale Überblicksstudie der 
Vereinten Nationen zur Rolle der Insekten als Bestäuber in der 
Lebensmittelproduktion (IPBES 2016). 
 
Bemerkung:

Zu Artikel 3: Inkrafttreten 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten. 
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Anhang:

Aktionsprogramm Insektenschutz der Bundesregierung/Umweltministerium:

1. Maßnahmenübersicht

Handlungsbereich 1: Insektenlebensräume und Strukturvielfalt in der Agrarlandschaft fördern

 

1.1 Der Bund wird sich in der Abstimmung mit den Ländern über einen deutschen Strategieplan zur 
Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) der EU nach 2020 für die Verankerung von Anforderungen des 
Insektenschutzes einsetzen, um vielfältige Lebensräume und Verbindungskorridore für Insekten in der 
Agrarlandschaft zu erhalten und zu schaffen

1.2 Der Bund wird eine mit Fördermitteln untersetzte Ackerbaustrategie entwickeln, die auch 
Maßnahmen zur Förderung der Biodiversität in der Agrarlandschaft und zum Insektenschutzes 
beinhalten wird

1.3 Der Bund wird im Rahmen der Förderung von Experimentierfeldern u. a. untersuchen, wie digitale 
Techniken in der Landwirtschaft optimal zum Schutz der Biodiversität und der Insekten eingesetzt 
werden können

1.4 Der Bund wird bis 2022 dazu beitragen, die Potenziale von Säumen entlang landwirtschaftlicher 
Wege und anderer Verkehrswege in der Agrarlandschaft für den Insektenschutz zu nutzen

1.5 Der Bund wird die Ausdehnung der ökologisch bewirtschafteten landwirtschaftlichen Fläche 
auf   20 % bis zum Jahr 2030 weiter fördern und damit zum Insektenschutz beitragen

1.6 Der Bund wird ab 2020 einen Bundeswettbewerb „Insektenfreundliche Agrarlandschaft“ 
durchführen

Handlungsbereich 2: Lebensräume für Insekten in anderen Landschaftsbereichen wiederherstellen und 
vernetzen 

2.1 Der Bund stellt ab 2020 mehr Mittel für Maßnahmen einer insektenverträglichen 
Waldbewirtschaftung zur Verfügung und wird ab 2020 auf Waldflächen des Bundesforstes 
entsprechende Konzepte vorbildlich umsetzen

2.2 Der Bund wird zur Verbesserung des Insektenschutzes an Gewässern mit einer Änderung des 
Wasserhaushaltsgesetzes die bestehende Regelung zu Gewässerrandstreifen (§ 38 WHG) ändern und 
im Rahmen des Blauen Bands Deutschland die Renaturierung von Gewässern und Auen weiter 
voranbringen

2.3 Der Bund wird im Rahmen des Masterplans Stadtnatur Maßnahmen zur Förderung der 
Insektenvielfalt im Siedlungsbereich anstoßen

2.4 Der Bund wird den Insektenschutz in den Planungsverfahren stärken

2.5 Der Bund wird die Verbesserung von Vermeidungs- und Kompensationsmaßnahmen im Hinblick 
auf ihre Wirksamkeit für den Insektenschutz unterstützen 
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2.6 Der Bund wird die Unterhaltung von Bundesliegenschaften und von Begleit- und Nebenflächen 
von Infrastrukturen im Sinne des Insektenschutzes weiterentwickeln

2.7 Der Bund wird aktiv, um das Ziel in der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie zu erreichen, den 
Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsfläche bis 2030 auf unter 30 ha/Tag und langfristig bis 2050 
auf netto-null zu reduzieren

2.8 Der Bund wird gemeinsam mit den Ländern nationale Artenaktionspläne für ausgewählte 
Insektenarten erarbeiten, um zielgerichtete und länderübergreifende Maßnahmen zu ermöglichen

Handlungsbereich 3: Schutzgebiete als Lebensräume für Insekten stärken 

3.1 Der Bund wird bis 2020 den Insektenschutz im geplanten „Aktionsplan Schutzgebiete“ 
verankern

 3.2 Der Bund wird die Liste der gesetzlich geschützten Biotope in § 30 BNatSchG bis 2021 um 
zusätzliche Biotoptypen mit besonderer Bedeutung für den Insektenschutz erweitern

3.3 Der Bund wird 2019 im deutschen Nationalkomitee des UNESCO-Programms „Der Mensch und die
Biosphäre“ (MAB) den Vorschlag einbringen, den Insektenschutz in den deutschen 
Biosphärenreservaten in ihrer Eigenschaft als Modelllandschaften für eine nachhaltige Entwicklung 
verstärkt in seinen Rahmenkonzepten zu berücksichtigen

Handlungsbereich 4: Anwendung von Pestiziden mindern 

4.1 Der Bund wird ab 2021 die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln und Bioziden mit besonderer 
Relevanz für Insekten in ökologisch besonders schutzbedürftigen Bereichen verbieten

4.2 Die Bundesregierung sieht im „Refugialflächenansatz“ eine geeignete Möglichkeit, die Anwendung 
von Breitbandherbiziden, sonstigen biodiversitätsschädigenden Herbiziden sowie 
biodiversitätsschädigenden Insektiziden davon abhängig zu machen, dass Rückzugsflächen auf und 
angrenzend an den Anwendungsflächen vorhanden sind

4.3 Der Bund wird mit einer systematischen Minderungsstrategie ab 2020 den Einsatz glyphosathaltiger 
und wirkungsgleicher Pflanzenschutzmittel durch Änderung der Pflanzenschutz-
Anwendungsverordnung deutlich einschränken und den Einsatz glyphosathaltiger Pflanzenschutzmittel 
bis 2023 komplett beenden

4.4 Der Bund wird bis 2021 seine bisherigen Maßnahmen zum Schutz der Umwelt und insbesondere der
Insekten bei den Anwendungsregelungen verstärken und sicherstellen, dass bei der Zulassung von 
Pflanzenschutzmitteln dem Schutz von Nicht-Zielorganismen, der biologischen Vielfalt und des 
Ökosystems wirksam Rechnung getragen wird

4.5 Der Bund wird ab 2020 auf seinen Liegenschaften auf die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln 
und Bioziden verzichten, soweit nicht zwingende Gründe sie erfordern, und sich dafür einsetzen, dass 
weitere Städte und Kommunen diesem Beispiel folgen

4.6 Die Bundesregierung wird unter Orientierung am Pflanzenschutzrecht nähere Regelungen über die 
Abgabe und die Anforderungen an die Anwendung von Bioziden treffen mit dem Ziel, den Eintrag von 
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Bioziden in die Umwelt so weit wie möglich zu reduzieren

Handlungsbereich 5: Einträge von Nähr- und Schadstoffen in Böden und Gewässer reduzieren 

5.1 Der Bund wird 2020 die Vorgaben für die Düngung weiterentwickeln

5.2 Der Bund beschreibt in dem nach der EU-Richtlinie über nationale Emissionsminderungs-
verpflichtungen (neue NEC-Richtlinie) nationalen Luftreinhalteprogramm die für das Erreichen der 
Emissionsminderungsverpflichtungen geeigneten Maßnahmen, implementiert diese und setzt sich dafür 
ein, dass mit diesen oder gleichwertigen Maßnahmen die Stickstoffemissionen aus den Quellbereichen 
gemindert und die Emissionsminderungsverpflichtungen erreicht werden

5.3 Der Bund wird bis 2021 ein Aktionsprogramm zur Minderung von Stickstoffemissionen 
erarbeiten, dessen Maßnahmen auch der Erhaltung der biologischen Vielfalt und damit dem 
Insektenschutz dienen werden

5.4 Der Bund wird in Zusammenarbeit mit den Ländern Maßnahmen zur Verbesserung in der 
Abwasserbehandlung erarbeiten, um die Lebensbedingungen für Insekten in Gewässern zu verbessern

 5.5 Der Bund wird Maßnahmen ergreifen, um die Risiken für Insekten durch die Anwendung von 
Tierarzneimitteln zu reduzieren

Handlungsbereich 6: Lichtverschmutzung reduzieren 

6.1 Der Bund wird bis 2021 gesetzliche Regelungen zur weiteren Eindämmung von 
Lichtverschmutzung und ihrer schädlichen Auswirkungen auf Insekten vorbereiten

6.2 Der Bund wird seine Förderprogramme im Hinblick auf negative Effekte auf Insekten durch 
Beleuchtung überprüfen und ggf. weiterentwickeln (Sehr wichtig!)

6.3 Der Bund wird produktbezogene Regelungen treffen, um die Entwicklung insektenfreundlicher 
Leuchtmittel zu begünstigen

6.4 Der Bund wird bei der Eindämmung der Lichtverschmutzung im Sinne des Insektenschutzes eine 
Vorbildfunktion einnehmen

6.5 Der Bund wird bis 2020 Empfehlungen für Länder, Kommunen, Schutzgebietsverwaltungen, Planer,
Unternehmen und Private erarbeiten und diese so bei der Umstellung auf insektenfreundliche 
Beleuchtungslösungen unterstützen

Handlungsbereich 7: Forschung vertiefen – Wissen vermehren – Lücken schließen

7.1 Der Bund wird bis 2019 gemeinsam mit den Ländern ein bundesweites Insektenmonitoring 
entwickeln und ab 2020 erproben und umsetzen 

7.2 Der Bund wird ab 2019 die Forschung zum Insektenschutz verstärken

7.3 Der Bund wird den Wissenstransfer zwischen Naturschutzbehörden, Wissenschaft und Ehrenamt 
ausweiten, um die Kenntnis über Verbreitung und Ökologie von Insektenarten zu verbessern und 
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technische, finanzielle und ideelle Voraussetzungen für diesen Wissenstransfer schaffen

7.4 Der Bund wird 2019 eine Initiative zum Ausbau der taxonomischen Kenntnisse und Forschung in 
Deutschland und deren Weitergabe ergreifen

Handlungsbereich 8: Finanzierung verbessern – Anreize schaffen 

8.1 Der Bund wird sich in der EU für eine Verbesserung der Naturschutzfinanzierung einsetzen und 
die bedarfsgerechte Finanzierung des Naturschutzes in den jeweiligen Fachpolitiken, so auch in der 
Gemeinsamen Agrarpolitik der EU (GAP) berücksichtigen

8.2 Der Bund wird sich zur Verbesserung der nationalen Finanzierung von Maßnahmen des 
Insektenschutzes für einen Sonderrahmenplan „Insektenschutz in der Agrarlandschaft“ in der 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) einsetzen und 
hierfür Mittel in Höhe von 50 Mio. € / Jahr durch Umschichtung und Erhöhung der Mittel bereitstellen

8.3 Der Bund wird ab 2020 Mittel in Höhe von 25 Mio. € / Jahr für den Insektenschutz in den 
einschlägigen Bundesförderprogrammen bereitstellen

8.4 Der Bund wird ab 2019/2020 Mittel für die Forschung zum Insektenschutz (einschließlich 
Ressortforschung) und für das Insektenmonitoring von 25 Mio. € / Jahr bereitstellen

8.5 Der Bund wird darauf hinwirken, dass bei der Beantragung von Mitteln aus den EU-Programmen 
LIFE (Klima und Umwelt) und Horizont (Forschung) der Insektenschutz verstärkt einbezogen wird

 Handlungsbereich 9: Engagement der Gesellschaft befördern 

9.1 Der Bund wird Kommunen und Landkreise bei der Umsetzung neuer sowie der Ausweitung 
laufender Maßnahmen zum Insektenschutz unterstützen

9.2 Der Bund wird Insektenschutz-Initiativen verschiedener gesellschaftlicher Akteure und deren 
Vernetzung unterstützen

9.3 Der Bund wird zur Bewusstseinsbildung bei Bürgerinnen und Bürgern über die Bedeutung von 
Insekten beitragen und neue Bildungs- sowie Informationsangebote zum Insektenschutz schaffen

9.4 Der Bund wird über das Bundesprogramm Biologische Vielfalt lokale Initiativen bei Umsetzung 
von Kleinprojekten zum Insektenschutz finanziell unterstützen, um damit die Handlungsbereitschaft in 
der Bevölkerung zu aktivieren und zu befördern 
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